
Unternehmer und 
Geschäftsführer

Gewerbesteuer: 
Erfreuliche Neuregelung für 
Wohnungsunternehmen

Wohnungsunternehmen, die außer der Im-
mobilienverwaltung sowie der Verwaltung 
eigenen Kapitalvermögens keine anderen 
Aktivitäten entfalten, profitieren von einer 
besonderen Regelung im Gewerbesteuer-
gesetz: Nach § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG greift 
die so genannte erweiterte Gewerbesteuer-
kürzung, die selbst hohe Gewinne komplett 
von der Gewerbesteuer befreit. Doch die Fi-
nanzverwaltung ist recht streng: Übrige Ak-
tivitäten, die in der Vorschrift nicht genannt 
sind, führen zu einem Entzug der erweiterten 
Gewerbesteuerkürzung. Eine - wie auch im-
mer geartete - gewerbliche Betätigung wäre 
also schädlich. Dazu gehört nach bisherigem 
Verständnis auch der Betrieb einer Foto-
voltaikanlage, obwohl dies „klimapolitisch“ 
eigentlich gewollt ist. Gewerbesteuerlich 
problematisch ist selbst der Fall, dass der 
erzeugte Strom ausschließlich von den eige-
nen Mietern verbraucht wird.

Das soeben von Bundestag und Bundesrat 
verabschiedete Fondsstandortgesetz sieht 
hier nun aber eine Erleichterung vor: So sol-
len jetzt die Erzeugung von Strom aus erneu-
erbaren Energiequellen und der Betrieb von 
E-Ladestationen für die erweiterte Kürzung 
unschädlich sein. Wohnungsunternehmen 
sollen die erweiterte Kürzung weiterhin in 
Anspruch nehmen können, wenn ihre dies-
bezüglichen Einnahmen nachweislich nicht 
höher sind als 10 Prozent der Einnahmen aus 
der Gebrauchsüberlassung des Grundbesit-
zes. Der Strom aus den Energieerzeugungs-
anlagen darf dabei nur ins Netz eingespeist 
oder an die Mieter des Grundstücksunter-
nehmens geliefert werden. 

Eine weitere Änderung betrifft die Mitver-
mietung von Betriebsvorrichtungen. Grund-
stücksunternehmen verlieren nach heutiger 
Rechtslage den Anspruch auf die erweiterte 
Kürzung, wenn sie Mieteinnahmen aus der 
Überlassung von Betriebsvorrichtungen 
erzielen, die keinen funktionalen Zusam-
menhang mit dem vermieteten Grundstück 
aufweisen. Auf den Umfang dieser Tätigkei-
ten kommt es dabei nicht an. Nun soll die 
erweiterte Kürzung erhalten bleiben, wenn 
die Einnahmen in dem für den Erhebungs-
zeitraum maßgeblichen Wirtschaftsjahr aus 
diesen übrigen Tätigkeiten nicht höher als 5 

Prozent der Einnahmen aus der Gebrauchs-
überlassung des Grundbesitzes sind und aus 
unmittelbaren Vertragsverhältnissen mit 
den Mietern des Grundstücks stammen. 

Die Neuregelungen sollen bereits für den Er-
hebungszeitraum 2021 gelten.  

Vorsteuer bei Gebäuden: Wichtige Zu-
ordnung zum Unternehmensvermögen

Wer ein Gebäude errichtet, das teilweise 
für eigene gewerbliche oder freiberufliche 
Zwecke genutzt werden soll, hat vielfach 
ein Interesse daran, die Umsatzsteuer aus 
den Baukosten hinsichtlich des unterneh-
merisch genutzten Teils abzuziehen. Dazu 
verlangt die Finanzverwaltung aber, dass 
sehr frühzeitig, mitunter sogar schon in der 
Bauphase, eine vollständige oder anteilige 
Zuordnung zum so genannten Unterneh-
mensvermögen erfolgt. 

Die Entscheidung, ob und inwieweit die Zu-
ordnung zum Unternehmensvermögen erfol-
gen soll, kann durchaus schwierig sein. Das 
betrifft insbesondere Ein- oder Zweifami-
lienhäuser, die teilweise auch der gewerb-
lichen oder freiberuflichen Tätigkeit des 
Bauherrn dienen sollen und bei denen sich 
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der Umfang der unternehmerischen Nutzung 
noch nicht konkret vorhersagen lässt. Doch 
die Zuordnungsentscheidung muss getrof-
fen werden, und zwar zum einen durch den 
Vorsteuerabzug in den Umsatzsteuer-Vo-
ranmeldungen und der -Jahreserklärung, 
optimalerweise aber auch durch eine geson-
derte schriftliche Erklärung gegenüber dem 
Finanzamt. Wer die Zuordnung versäumt, 
kann sie später nicht nachholen. Die Frage, 
ob und inwieweit eine Zuordnung zum Un-
ternehmensvermögen erfolgen soll, muss 
spätestens bis zum 31. Juli des Folgejahres 
des Leistungsbezugs getroffen werden.

Die einmal gefasste und dokumentierte Ab-
sicht, bestimmte Flächen eines Gebäudes 
unternehmerisch zu nutzen, kann im Übrigen 
später nicht rückwirkend geändert werden. 
Das heißt: Wurde ein Gebäude zum Beispiel 
nur zu 30 Prozent dem Unternehmensver-
mögen zugeordnet und ist auch nur insoweit 
der Vorsteuerabzug aus den Errichtungskos-
ten vorgenommen worden, so kann später 
nicht eingewandt werden, dass eigentlich 
50 Prozent zum Unternehmensvermögen 
gehört hätten. Die Vorsteuer bleibt dann an-
teilig verloren (BFH-Beschluss vom 10.2.2021, 
XI B 24/20). 

Zugegebenermaßen liegt der Gedan-
ke nahe, gemischt genutzte Immobilien 
daher von Anfang an immer zu 100 Pro-
zent dem Unternehmensvermögen zu-
zuordnen. Doch ist in diesem Fall zu be-
rücksichtigen, dass bei einem späteren  
- eventuell umsatzsteuerpflichtigen Verkauf 
- auch auf 100 Prozent des Verkaufspreises 
Umsatzsteuer anfällt. Das ist oftmals nicht 
gewollt, so dass der Umfang einer Zuord-
nung zum Unternehmensvermögen sorgfäl-
tig überlegt sein sollte.

Praxistipp:
Wer die o.g. Frist versäumt hat, 
kann zumindest ein wenig auf den 
Europäischen Gerichtshof setzen, 
denn dieser lässt möglicherweise 
auch eine Zuordnung zum Unterneh-
mensvermögen nach Ablauf der Frist 
zu. Da es aber zum einen um einen 
Fall aus Polen und zum anderen um 
einen öffentlich-rechtlichen Kläger 
ging, ist das Urteil nicht unmittelbar 
auf deutsche Privatunternehmer 
anwendbar. Der Bundesfinanzhof hat 
daher seinerseits den EuGH angeru-
fen. Dieser muss nun die Reichweite 
seiner Rechtsprechung konkretisieren 
(BFH-Beschlüsse vom 18.9.2019, XI R 
3/19 und XI R 7/19).

Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Mitarbeiterbeteiligung: 
Wichtige Änderungen durch das 
Fondsstandortgesetz

Überlässt der Arbeitgeber seinen Mitarbei-
tern verbilligt oder unentgeltlich Vermö-
gensbeteiligungen, ist zwar grundsätzlich 
ein geldwerter Vorteil gegeben, doch dieser 
bleibt in bestimmter Höhe steuerfrei. Ab 
dem 1. Juli 2021 gelten einerseits ein deutlich 
verbesserter Steuerfreibetrag und anderer-
seits eine befristete Steuerfreistellung, die 
insbesondere Startup-Unternehmen und 
deren Mitarbeitern zugute kommt (§ 3 Nr. 39 
und § 19a EStG). Dies haben Bundestag und 
Bundesrat soeben mit dem „Gesetz zur Stär-
kung des Fondsstandorts Deutschland“ be-
schlossen. Folgende Verbesserungen sind zu 
berücksichtigen:

• Der steuerfreie Höchstbetrag für Vermö-
gensbeteiligungen wird von derzeit 360 EUR 
auf 1.440 Euro angehoben (§ 3 Nr. 39 EStG). 
Auch wenn es heißt, die Gesetzesänderung 
gilt ab dem 1. Juli 2021: Der Freibetrag ist ein 
Jahresfreibetrag, der folglich für den gesam-
ten Veranlagungszeitraum 2021 zur Anwen-
dung kommt.

 • Für Arbeitnehmer junger Unternehmen, so 
genannten Startups, wird in das Einkommen-
steuergesetz eine Regelung aufgenommen 
(§ 19a EStG), nach der die Einkünfte aus der 
Übertragung von Vermögensbeteiligungen 
am Unternehmen des Arbeitgebers zunächst 
nicht besteuert werden. Die Besteuerung 
erfolgt erst zu einem späteren Zeitpunkt, 
in der Regel im Zeitpunkt der Veräußerung, 
spätestens nach zwölf Jahren oder bei einem 
Arbeitgeberwechsel. Dies soll die Mitarbei-
tergewinnung fördern und die Mitarbeiter-
bindung stärken. Die Gründung des Unter-
nehmens darf nicht mehr als zwölf Jahre 
zurückliegen und zudem darf eine bestimm-
te Größenklasse nicht überschritten werden. 
Bei Startup-Unternehmen werden diese 
Grenzen aber üblicherweise eingehalten. 
Wichtig: Das nicht besteuerte Arbeitsentgelt 
aus der Übertragung einer entsprechenden 
Vermögensbeteiligung unterliegt gleichwohl 
der Sozialversicherungspflicht.

Arbeitsmittel: Kosten für FAZ sind keine 
Werbungskosten

Ausgaben für Fachzeitschriften stellen un-
streitig Werbungskosten dar. Allerdings 
gibt es immer wieder Grenzfälle, bei denen 
streitig sein kann, ob es sich tatsächlich 
um eine „Fachzeitschrift“ im engeren Sinne 
oder um eine Publikation mit - auch - pri-
vatem Bezug handelt. Jüngst hat das Finanz-
gericht Düsseldorf geurteilt, dass bei einem 
Bankvorstand die Kosten für den Bezug 

der „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ (FAZ) 
nicht als Werbungskosten anzuerkennen 
sind. Die FAZ enthalte in großem Umfang 
auch Informationen über Politik, Kultur 
und Sport. Ihre Lektüre befriedige daher  
- zumindest in nicht unerheblichem Umfang 
- auch private Interessen. Somit handele 
es sich um Aufwendungen der Lebensfüh-
rung, die gemäß § 12 Nr. 1 EStG nicht ab-
setzbar sind (FG Düsseldorf vom 2.2.2021, 
10 K 3253/17 E). Nach Auffassung der Richter 
können die Aufwendungen auch nicht - etwa 
aufgrund einer Schätzung - teilweise als 
Werbungskosten abgesetzt werden, weil sich 
nicht nach objektiven Kriterien bestimmen 
lässt, in welchem Umfang die Zeitung zur 
Erlangung beruflicher und außerberuflicher 
Informationen genutzt wird.

Kapitalanleger

Stückzinsen: Doppelbelastung 
mit Erbschaft- und Abgeltungsteuer 
ist rechtens

Werden bestimmte Kapitalanlagen im Lau-
fe eines Zinszahlungszeitraums veräußert, 
zahlt der Erwerber in der Regel die so ge-
nannten Stückzinsen mit. Der Verkäufer 
muss diese als Teil des Veräußerungsge-
winns versteuern - entweder mit dem Ab-
geltungssteuersatz von 25 Prozent oder auf 
Antrag mit dem persönlichen Steuersatz. 
Zwar sind die Stückzinsen bei dem derzei-
tigen Zinsniveau weniger relevant. Doch 
einige Anleger haben in der Vergangenheit 
zum Beispiel Anteile an „thesaurierenden 
Geldmarktfonds“ gehalten, die noch hohe 
(Stück-)Zinsen aufwiesen. Nun hat manch 
Steuerzahler Fondsanteile veräußert, die er 
selbst geerbt hat und in denen noch Stück-
zinsen enthalten waren. Hier gilt: Die Stück-
zinsen gehören beim Verkauf der Anteile 
zum Veräußerungsgewinn und unterliegen 
der Abgeltungssteuer. Die bereits „ver-
dienten“ Stückzinsen haben im Zeitpunkt 
der Erbschaft den Wert der Kapitalanlage 
beeinflusst, das heißt den Wert erhöht. Sie 
unterlagen damit der Erbschaftsteuer. Die 
Stückzinsen werden mithin doppelt belastet, 
nämlich zunächst mit Erbschaftsteuer und 
dann noch einmal mit der Abgeltungsteu-
er, die letztlich nichts anderes ist als eine 
pauschal berechnete Einkommensteuer. Die 
Doppelbelastung mit Erbschaft- und Ein-
kommensteuer ist auch rechtens, wie das Fi-
nanzgericht Münster entschieden hat (Urteil 
vom 17.2.2021, 7 K 3409/20 AO). 

Der Sachverhalt: Der Kläger erbte im Jahr 
2013 Investmentanteile an einem thesau-
rierenden Geldmarktfonds. Diese Anteile 
wurden mit einem Wert von ca. 120.000 Euro 
bei der Erbschaftsteuer angesetzt und mit 
einem Steuersatz von 30 Prozent belegt. Im 
Jahr 2017 veräußerte der Erbe die Wertpapie-
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re. Nach der Steuerbescheinigung der Spar-
kasse waren im Veräußerungserlös Stückzin-
sen in Höhe von ca. 35.000 Euro enthalten, 
die mit dem Abgeltungssteuersatz von 25 
Prozent besteuert wurden. Im Rahmen sei-
ner Einkommensteuererklärung machte der 
Kläger geltend, dass die Stückzinsen auf ei-
nen Zeitraum vor dem Erbfall entfielen, so 
dass die Einkommensteuer nach § 35b EStG 
zu ermäßigen sei. Diese Vorschrift soll - nach 
einer relativ komplizierten Berechnungsfor-
mel - die Doppelbelastung mit Erbschaft-
steuer und Einkommensteuer wenigstens 
etwas mindern. Doch Finanzamt und Finanz-
gericht ließen eine solche Ermäßigung nicht 
zu. 

Begründung: Mit § 35b EStG habe der Gesetz-
geber zwar die Doppelbelastung mit beiden 
Steuern abmildern wollen, habe dies aber an 
bestimmte Voraussetzungen geknüpft. Diese 
Abmilderung habe er bewusst auf die tarif-
liche Einkommensteuer beschränkt und die 
Abgeltungsteuer eben außen vor gelassen.
 

Praxistipp:
Betroffene sollten prüfen (lassen), 
ob es sinnvoll ist, die Versteuerung 
der Kapitalerträge zum individuellen 
Steuersatz zu beantragen. In diesem 
Fall werden die Kapitalerträge im 
Rahmen der Steuerveranlagung 
erfasst. Bitte informieren Sie uns 
rechtzeitig, wenn auch bei Ihnen eine 
steuerliche Doppelbelastung droht.

Schneeballsysteme: Aktuelles zur 
Besteuerung von „Scheinrenditen„

Betrügerische Schneeball- oder Pyramiden-
systeme sind im Bereich der Kapitalanlage 
leider immer wieder anzutreffen. Bei den 
Systemen wird die vermeintliche Rendite 
nicht erwirtschaftet, sondern über die Ein-
zahlungen neuer Anleger finanziert - und 
zwar solange, bis die jeweiligen Konstrukte 
zusammenbrechen. Um in der Anfangsphase 
von Schneeballsystemen eine gewisse Se-
riosität vorzugaukeln, werden den Anlegern 
auch tatsächlich „Gewinne“ gutgeschrieben. 
Meist werden die Anleger aber mit der Aus-
sicht auf noch höhere „Gewinne“ dazu ge-
drängt, ihre bisherigen Renditen nicht aus-
zahlen zu lassen, sondern diese erneut zu 
investieren. Und hier stellt sich die Frage, ob 
die angeblich erwirtschafteten Gewinne von 
den Anlegern zu versteuern sind.

Der Bundesfinanzhof hat diesbezüglich 
mehrfach geurteilt, dass nicht nur die tat-
sächlich ausgezahlten Zinserträge aus 
Schneeballsystemen als Kapitalertrag steu-
erpflichtig sind, sondern auch die Zins-
gutschriften und die Wiederanlage fälliger 
Zinsbeträge, sofern der Betreiber leistungs-

bereit und leistungsfähig gewesen wäre. 
Mit anderen Worten: Scheinrenditen sind 
zu versteuern. Dies gilt auch dann, wenn 
das Schneeballsystem zu einem späteren 
Zeitpunkt zusammenbricht und die Anleger 
ihr Geld verlieren (BFH-Urteil vom 11.2.2014, 
VIII R 25/12; BFH-Urteil vom 2.4.2014, VIII R 
38/13). Nun hat der BFH seine Auffassung zur 
Steuerpflicht erneut bestätigt. Immerhin hat 
er aber zugunsten der betrogenen Anleger 
entschieden, dass die Abgeltungswirkung 
der Kapitalertragsteuer („Abgeltungsteuer“) 
auch dann eintritt, wenn diese von dem be-
trügerischen Unternehmen zwar einbehal-
ten, nicht aber beim Finanzamt angemeldet 
und an dieses abgeführt wurde. Dies hat zur 
Folge, dass Kapitaleinkünfte aus einem be-
trügerischen Schneeballsystem in diesem 
Fall grundsätzlich nicht mehr der Einkom-
mensteuerfestsetzung zugrunde zu legen 
sind. Es sei gerechtfertigt, dass das durch 
die Nichtabführung der Kapitalertragsteuer 
realisierte Risiko des Ausfalls der Kapitaler-
tragsteuer dem Fiskus zugewiesen wird, der 
sich des Schuldners der Kapitalerträge bzw. 
der auszahlenden Stelle als „Verwaltungs-
helfer“, „verlängerten Arm“ und „Inkassos-
telle“ bedient (BFH-Urteil vom 29.9.2020, 
VIII R 17/17; BFH-Urteile vom 27.10.2020, VIII R 
42/18 und VIII R 3/20).

Immobilienbesitzer
 
beantragenErbschaft und Schenkung von Immobili-
en: Anforderungen an den Gutachter

Wer eine Immobile per Erbschaft oder 
Schenkung erhält, muss hierfür - entspre-
chend des Werts der Übertragung - Erb-
schaft- oder Schenkungsteuer zahlen, sofern 
nicht ausnahmsweise eine sachliche Steuer-
befreiung zum Zuge kommt oder die persön-
lichen Freibeträge ausreichend hoch sind. 
Zur Ermittlung des Werts einer Immobilie, 
welcher der Besteuerung zugrunde gelegt 
wird, sind gesetzlich bestimmte - typisierte 
- Verfahren vorgesehen. Doch zuweilen erge-
ben sich dabei Werte, die weit oberhalb des 
Verkehrswerts liegen. Dann muss der nied-
rigere Wert mittels Gutachten nachgewiesen 
werden, es sei denn, der Wert kann sich aus 
einer zeitnahen Veräußerung heraus bestim-
men lassen. Nach Auffassung des Bundesfi-
nanzhofs kann ein Gutachten gerichtlich nur 
akzeptiert werden, wenn dieses entweder 
durch den örtlich zuständigen Gutachteraus-
schuss oder einen öffentlich bestellten und 
vereidigten Sachverständigen für die Bewer-
tung von Grundstücken erstellt worden ist 
(BFH-Urteil vom 5.12.2019, II R 9/18). Dem BFH 
sei zwar klar, dass auch ein Gutachten eines 
nicht öffentlich bestellten und vereidigten 
Sachverständigen einwandfrei sein kann. 
Dennoch kommt er zu dem Ergebnis, dass 
die Eigenschaft „öffentliche Bestellung und 
Vereidigung eines Gutachters“ eine zulässige 
Typisierung eines Gutachtens ist.
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In den gleich lautenden Erlassen der 
obersten Finanzbehörden der Länder vom 
2.12.2020 (BStBl 2021 I S. 146) wird jedoch 
verfügt, dass das BFH-Urteil vom 5.12.2019 
über den entschiedenen Einzelfall hinaus 
nicht anzuwenden ist. Die Finanzverwal-
tung halte weiterhin an ihrer Auffassung 
fest, dass der Steuerpflichtige den Nachweis 
des niedrigeren gemeinen Werts regelmäßig 
durch ein Gutachten des zuständigen Gut-
achterausschusses oder eines Sachverstän-
digen, der über besondere Kenntnisse und 
Erfahrungen auf dem Gebiet der Bewertung 
von Grundstücken verfügt, erbringen kann. 
Dies seien Personen, die von einer staatli-
chen, staatlich anerkannten oder nach DIN 
EN ISO/IEC 17024 akkreditierten Stelle als 
Sachverständige oder Gutachter für die Wer-
termittlung von Grundstücken bestellt oder 
zertifiziert worden sind.

Praxistipp:
Auch wenn die Finanzverwaltung 
weniger streng ist als der BFH, so 
stellt sich natürlich die Frage, was 
geschieht, wenn ein Fall doch vor 
das Finanzgericht geht. Es steht zu 
befürchten, dass die Richter dann
- entsprechend der Vorgabe des 
obersten Steuergerichts - ein 
Gutachten zurückweisen, dass nicht 
von einem öffentlich bestellten und 
vereidigten Sachverständigen erstellt 
worden ist.

Grunderwerbsteuer: „Share Deals“ wer-
den schwieriger, aber nicht unmöglich

Im Bereich der Grunderwerbsteuer haben 
„Share Deals“ seit einigen Jahren eine gro-
ße Bedeutung gewonnen. Sie dienen der 
Vermeidung der Grunderwerbsteuer, die in 
einigen Bundesländern immerhin bis zu 6,5 
Prozent beträgt. Die einen betrachten „Sha-
re Deals“ als (moralisch) ungerechtfertigte 
Gestaltung zur Steuervermeidung, andere 
sehen in ihnen eine wirksame Möglichkeit, 
um wirtschaftlich sinnvolle Umstruktu-
rierungen von Unternehmen durchzufüh-
ren. Diese könnten ansonsten durch hohe 
Grunderwerbsteuern blockiert werden. Wie 
dem auch sei: Der Gesetzgeber hat sich 
entschlossen, „Share Deals“ im Bereich der 
Grunderwerbsteuer zu erschweren, ohne sie 
gänzlich zu verhindern.

Zunächst zum Hintergrund: Bei einem „Share 
Deal“ wird eine Immobilie nicht direkt ver-
kauft, sondern in eine „Objektgesellschaft“ 
eingebracht, z.B. in eine GmbH & Co KG. An-
schließend erwirbt der Käufer die Anteile 
an dieser Gesellschaft, aber nicht mehr als 
94,9 Prozent. Solange weniger als 95 Prozent 
der Anteile erworben werden, entsteht kei-
ne Grunderwerbsteuer. Nach Ablauf einer 
„Sperrfrist“ von fünf Jahren nach dem Kauf 
kann der Erwerber auch die restlichen An-
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teile grunderwerbsteuerfrei übernehmen. 
Rechtlich handelt es sich um den Kauf eines 
Unternehmens beziehungsweise einer Un-
ternehmensbeteiligung und nicht um einen 
Immobilienkauf.

Nunmehr haben Bundestag und Bundesrat 
das „Gesetz zur Änderung des Grunderwerb-
steuergesetzes“ beschlossen, das ab dem 1. 
Juli 2021 unter anderem folgende Änderun-
gen vorsieht: 

• Die Beteiligungsschwelle, ab der ein Grund-
stückserwerb angenommen wird, wird von 
95 auf 90 Prozent abgesenkt.
 
• Die Behaltensfrist wird von fünf auf zehn 
Jahre angehoben.

• Der Anteilseignerwechsel von mindestens 
90 Prozent wird nicht nur bei Personenge-
sellschaften als Grundstücksverkauf gewer-
tet (§ 1 Abs. 2a GrEStG), sondern künftig auch 
bei Kapitalgesellschaften (§ 1 Abs. 2b GrEStG-
neu). Anteilsübergänge, die aufgrund eines 
Geschäfts über eine anerkannte Börse er-
folgen, lösen aber keine Grunderwerbsteuer 
aus (so genannte Börsenklausel).

Im Übrigen wird die so genannte Ersatzbe-
messungsgrundlage auf Grundstücksver-
käufe auch im Rückwirkungszeitraum von 
Umwandlungsfällen angewendet. Und die 
Vorbehaltsfrist beim Übergang eines Grund-
stücks von einer Gesamthand wird auf 15 
Jahre verlängert.

Alle Steuerzahler

Steuererklärungen 2020: Abgabefristen 
werden um drei Monate verlängert

Die Abgabefristen für die Steuererklärungen 
des Jahres 2020 enden eigentlich am 31. Juli 
2021. Da dieser Tag auf einen Samstag fällt, 
verschiebt sich das Ende der Abgabefristen 
auf den 2. August 2021. Werden die Steu-
ererklärungen durch einen Steuerberater 
oder eine andere Person, die zur Hilfe in 
Steuersachen befugt ist, erstellt, enden die 
Abgabefristen am 28. Februar 2022 - so der 
Grundsatz. Da aufgrund der Corona-Pande-
mie nach wie vor erhebliche Belastungen 
in den Steuerkanzleien und auch bei den 
Steuerbürgern selbst bestehen, werden die 
Abgabefristen für die Steuererklärungen 
2020 aber um drei Monate verlängert („Ge-

setz zur Umsetzung der Anti-Steuervermei-
dungsrichtlinie“). Für Steuerzahler, die ihre 
Steuererklärung selbst erstellen, verlängert 
sich damit die Abgabefrist bis zum 31. Okto-
ber 2021 (§ 149 Abs. 2 AO). Wird die Steuerer-
klärung durch einen Steuerberater oder eine 
andere Person, die zur Hilfe in Steuersachen 
befugt ist, erstellt, endet die Abgabefrist am 
31. Mai 2022 (§ 149 Abs. 3 AO). 
Konsequenterweise wird entsprechend auch 
das restliche Fristensystem angepasst, so 
etwa bei den Verspätungszuschlägen und 
den Erstattungs- wie Nachzahlungszinsen. 
Eine Steuerverzinsung von Erstattungen 
oder Nachzahlungen beginnt also erst am 1. 
Juli 2022.

Praxistipp:
Ungeachtet der gesetzlichen Frist-
verlängerung darf das Finanzamt im 
Einzelfall anordnen, dass Steuererklä-
rungen zu einem Zeitpunkt abzuge-
ben sind, der vor dem 31. Mai 2022 
liegen kann. 

Kfz-Steuer: Aktuelle Belastung mit dem 
Rechner des BMF ermitteln

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz hat sich An-
fang des Jahres geändert. Seit dem 1. Januar 
2021 gelten für erstmals zugelassene Pkw 
neue Tarife, die den CO2-bemessenen Teil 
der Steuer betreffen. Die Besteuerung der 
vorher erstzugelassenen Pkw ändert sich 
dadurch nicht. Die stärkere CO2-Gewichtung 
der Steuerbemessung und die Begünstigung 
besonders emissionsreduzierter Pkw sollen 
Anreize für innovative klimaschonende Mo-
bilität setzen. Das Bundesfinanzministerium 
hat einen Rechner veröffentlicht, mit dem 
Sie Ihre Kfz-Steuer-Belastung ermitteln kön-
nen. Der Rechner dient der Berechnung der 
Jahressteuer in einfachen Fällen. Daher wer-
den z.B. Steuerbefreiungen oder Aufschläge 
aufgrund abweichender Entrichtungszeit-
räume nicht berücksichtigt. Hier ist der Link:
https://www.bundesfinanzministerium.de/
Web/DE/Service/Apps_Rechner/KfzRech-
ner/KfzRechner.html

Kinderfreibetrag: Keine Übertragung 
bei Zusammenleben der Eltern

Die steuerlichen Freibeträge für Kinder, näm-
lich der Kinderfreibetrag und der Freibetrag 
für Betreuung, Erziehung und Ausbildung, 

stehen grundsätzlich beiden Elternteilen 
jeweils zur Hälfte zu. Bei getrennt lebenden 
bzw. nicht miteinander verheirateten Eltern-
teilen kann also jeder für sich ein halb der 
kindbedingten Vergünstigungen in Anspruch 
nehmen. Die Übertragung des halben Kin-
derfreibetrages von einem Elternteil auf den 
anderen Elternteil ist nicht ohne weiteres 
möglich - auch nicht aufgrund eines einver-
nehmlichen Antrags. Der halbe Kinderfrei-
betrag kann auf Antrag nur dann übertragen 
werden, wenn der barunterhaltspflichtige El-
ternteil seiner Unterhaltsverpflichtung nicht 
im Wesentlichen nachkommt oder mangels 
Leistungsfähigkeit nicht unterhaltspflichtig 
ist.

Demnächst muss sich der Bundesfinanzhof 
mit der Frage befassen, ob eine Übertragung 
des Kinderfreibetrages auf den einen Eltern-
teil möglich ist, wenn der andere Elternteil 
zwar nur über geringe Mittel verfügt und 
dementsprechend finanziell nur wenig zum 
Kindesunterhalt beisteuern kann, die Eltern 
aber in einem Haushalt zusammenleben. 
Ein entsprechendes Revisionsverfahren ist 
unter dem Az. III R 24/20 im Anschluss an 
ein Urteil des Finanzgerichts Nürnberg vom 
8.8.2019 (3 K 504/19) anhängig.

Der Fall: Die unverheiratete Klägerin, die 
beiden Kinder und deren Vater lebten in 
den Streitjahren in einem gemeinsamen 
Haushalt. Der Vater erzielte damals lediglich 
Einkünfte in Höhe von ca. 10.000 Euro. Der 
Gesamtbetrag der Einkünfte der Klägerin 
hingegen lag in den Streitjahren zwischen 
72.000 Euro und 77.000 Euro. Das Finanzamt 
berücksichtigte bei der Mutter jeweils die 
halben Kinderfreibeträge. Diese ist hingegen 
der Ansicht, dass ihr die vollen Freibeträge 
zustehen. Sie habe Anspruch auf Übertra-
gung der hälftigen Freibeträge des Kinds-
vaters, weil dieser seiner Unterhaltspflicht 
nicht zu mindestens 75 Prozent nachgekom-
men sei. Doch das Finanzamt lehnte den 
Antrag ab; die Klage vor dem Finanzgericht 
blieb erfolglos. Begründung: Ein Elternteil, 
der ein minderjähriges unverheiratetes Kind 
betreut, erfülle seine Verpflichtung, zum Un-
terhalt des Kindes beizutragen, in der Regel 
durch die Pflege und Erziehung des Kindes. 
Der Vater sei seiner Unterhaltsverpflichtung 
mithin in vollem Umfang nachgekommen. 
Wie erwähnt ist nun aber der BFH an der 
Reihe.
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